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Ethik darf nicht an der Tür zum Gerichtssaal enden –
diejenigen, die Gesetze erlassen, müssen den höchsten

Standards in Bezug auf Integrität, Rechenschaftspflicht und
öffentliches Vertrauen genügen.

In allen Rechtsordnungen – sei es in Kanada, den Vereinigten Staaten,
dem Vereinigten Königreich oder der Europäischen Union – sind
Rechtsanwälte an gut ausgearbeitete Standesregeln gebunden. Diese
Regeln verlangen Kompetenz, Integrität, Unabhängigkeit, Loyalität
gegenüber Mandanten, Aufrichtigkeit gegenüber Gerichten und die
Pflicht, die Rechtsstaatlichkeit selbst zu wahren.
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Dennoch besteht eine auffällige Asymmetrie: Diejenigen, die das Recht
*ausüben*, unterliegen strengen Vorschriften; diejenigen, die es
*gestalten*, oft nicht.

Gesetzgeber verfügen über weitaus größere Macht. Sie gestalten die
Regeln, die ganze Gesellschaften regeln. Und doch bleiben ihre
ethischen Verpflichtungen in vielen Demokratien vage, werden nur
unzureichend durchgesetzt oder politisch manipuliert.

Wenn wir von Anwälten erwarten, dass sie als Vertreter des Gerichts
und Hüter der Gerechtigkeit agieren, sollten wir mindestens ebenso viel
– wenn nicht sogar mehr – von Gesetzgebern erwarten.

Was folgt, ist ein Vorschlag für einen **Universellen Ethikkodex für
Gesetzgeber**, der auf bestehenden Prinzipien der Rechtsethik basiert
und an die Realitäten demokratischer Regierungsführung angepasst ist.

---

1. Pflicht zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit

Rechtsanwälte sind verpflichtet, die Rechtsstaatlichkeit zu wahren,
selbst wenn dies im Widerspruch zu den Interessen ihrer Mandanten
steht.

An Gesetzgeber sollten noch höhere Maßstäbe angelegt werden: Sie
dürfen keine Gesetze erlassen, unterstützen oder dulden, die die
verfassungsmäßige Ordnung, die Unabhängigkeit der Justiz oder die
Grundrechte untergraben.

Dieser Grundsatz spiegelt sich bereits in verschiedenen
verfassungsrechtlichen Amtseiden und internationalen Normen wider (z.
B. den Standards der Venedig-Kommission). Doch allzu oft wird er eher
als symbolisch denn als verbindlich behandelt.



**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen es ablehnen,
Maßnahmen zu unterstützen, die wissentlich gegen
verfassungsrechtliche Normen verstoßen oder demokratische
Institutionen untergraben.

---

2. Pflicht zu Integrität und Ehrlichkeit

Rechtsanwälte dürfen Gerichte nicht irreführen oder unehrlich handeln.

Dennoch geben Gesetzgeber regelmäßig wissentlich falsche öffentliche
Erklärungen ab, ohne dass dies Konsequenzen nach sich zieht.

Bestehende parlamentarische Regeln in einigen Rechtsordnungen
verbieten es, „das Parlament zu täuschen“, doch die Durchsetzung
erfolgt selten und oft parteipolitisch motiviert.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber dürfen in
Gesetzgebungsdebatten, öffentlichen Äußerungen oder offiziellen
Mitteilungen Tatsachen nicht wissentlich falsch darstellen. Vorsätzliche
Täuschung sollte zu angemessenen Sanktionen führen.

---

3. Pflicht zur Kompetenz

Rechtsanwälte müssen eine kompetente Vertretung gewährleisten, was
bedeutet, dass sie das Recht und die für ihre Arbeit relevanten
Sachverhalte verstehen müssen.

Gesetzgeber hingegen stimmen oft über komplexe Gesetzentwürfe ab,
die sie nicht gelesen oder verstanden haben.

Zwar verlangen politische Systeme nicht, dass Gesetzgeber Juristen
sind, doch verlangen sie von ihnen, ein fundiertes Urteil zu fällen.



**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen angemessene
Anstrengungen unternehmen, um den Inhalt, die Auswirkungen und die
Folgen von Gesetzen zu verstehen, die sie unterstützen oder ablehnen.
Blinde Parteizugehörigkeit ist keine Entschuldigung für Unwissenheit.

---

4. Pflicht zur Loyalität gegenüber dem öffentlichen Interesse

Rechtsanwälte sind ihren Mandanten gegenüber loyal. Gesetzgeber sind
theoretisch der Öffentlichkeit gegenüber loyal.

Parteidisziplin, der Einfluss von Spendern und persönlicher Ehrgeiz
verzerren diese Pflicht jedoch häufig.

In vielen Rechtsordnungen gibt es Regelungen zu Interessenkonflikten,
doch diese sind oft eng gefasst und reaktiv.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen das öffentliche
Interesse über persönliche, finanzielle oder parteipolitische Interessen
stellen. Dazu gehört, sowohl tatsächliche Konflikte als auch den
Anschein von Unangemessenheit zu vermeiden.

---

5. Pflicht zur Unabhängigkeit

Die anwaltliche Berufsethik betont die Unabhängigkeit von unzulässiger
Einflussnahme – sei es durch Mandanten, Regierungen oder Dritte.

Gesetzgeber stehen unter ständigem Druck von Lobbyisten, Spendern
und der Parteiführung.

Während Lobbyarbeit ein legitimer Bestandteil demokratischer Systeme
ist, gilt dies nicht für undurchsichtige Einflussnahme.



**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen unabhängig von
unzulässigem Druck von außen handeln und wesentliche Einflüsse auf
ihre Entscheidungsfindung offenlegen, einschließlich Lobbykontakten
und finanziellen Beziehungen.

---

6. Pflicht zur Transparenz

Rechtsanwälte müssen ordnungsgemäße Aufzeichnungen führen und in
vielen Fällen relevante Informationen gegenüber Mandanten und
Gerichten offenlegen.

Gesetzgeber agieren im öffentlichen Raum und sollten einem höheren
Transparenzstandard unterliegen.

In vielen Rechtsordnungen sind finanzielle Offenlegungen bereits
vorgeschrieben, doch sind diese oft unvollständig oder schwer zu
interpretieren.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen klare, zugängliche
und zeitnahe Angaben zu finanziellen Interessen, Geschenken,
Lobbykontakten und potenziellen Konflikten machen.

---

7. Rechenschaftspflicht

Anwälte unterliegen der Disziplinargewalt von Berufsverbänden. Sie
können sanktioniert, suspendiert oder aus der Anwaltskammer
ausgeschlossen werden.

Gesetzgeber hingegen sind oft nur an der Wahlurne
rechenschaftspflichtig – ein Instrument, das zu stumpf und zu selten ist,
um ethische Verstöße zu ahnden.



Ethikkommissionen und parlamentarische Ausschüsse existieren zwar,
verfügen jedoch häufig nicht über die nötige Unabhängigkeit oder
Durchsetzungsmacht.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen unabhängigen,
überparteilichen Aufsichtsgremien unterliegen, die über echte
Befugnisse zur Untersuchung und Sanktionierung ethischer Verstöße
verfügen.

---

8. Pflicht zu Respekt und Höflichkeit

Gerichte verlangen Anstand. Anwälte, die sich beleidigend oder störend
verhalten, müssen mit Konsequenzen rechnen.

In gesetzgebenden Gremien hingegen hat sich der Anstand stetig
verschlechtert, was oft durch Medienaufmerksamkeit und politischen
Gewinn belohnt wird.

Zwar ist eine lebhafte Debatte unerlässlich, doch untergräbt eine
Verschlechterung des Diskurses das Vertrauen der Öffentlichkeit.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen sich an einer
respektvollen, faktenbasierten Debatte beteiligen und persönliche
Angriffe, Hassreden oder Verhaltensweisen unterlassen, die die Würde
der Institution beeinträchtigen.

---

9. Pflicht zur Vermeidung von Machtmissbrauch

Anwälten ist es untersagt, rechtliche Verfahren für unzulässige Zwecke
zu nutzen.



Gesetzgeber können jedoch Verfahrensinstrumente,
Notstandsbefugnisse oder Gesetzeslücken für parteipolitische Vorteile
ausnutzen.

Beispiele hierfür sind Wahlkreismanipulationen, der Missbrauch von
Notstandsgesetzen oder die gezielte Bekämpfung politischer Gegner
durch Gesetzgebung.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber dürfen ihre Autorität nicht
dazu nutzen, Macht zu festigen, Opposition zu unterdrücken oder
demokratische Prozesse für persönliche oder parteipolitische Vorteile
zu manipulieren.

---

10. Pflicht zum Schutz von Rechten und Minderheiten

Die Rechtsethik erkennt umfassendere Pflichten zur Gerechtigkeit an,
einschließlich Fairness und Achtung der Rechte.

Gesetzgeber spielen eine direkte Rolle bei der Gestaltung der
Rechtslandschaft. Doch die Geschichte zeigt, dass Mehrheiten den
Schutz von Minderheiten mit Füßen treten können – und dies auch tun.

Internationale Menschenrechtsrahmen erlegen den Staaten bereits
Verpflichtungen auf, doch einzelne Gesetzgeber werden selten
persönlich zur Rechenschaft gezogen.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen sicherstellen, dass
Gesetze die Grundrechte achten und Einzelpersonen oder Gruppen nicht
ungerechtfertigt diskriminieren.

---

11. Pflicht zur verantwortungsvollen Verwaltung



Rechtsanwälte sind Hüter der Interessen ihrer Mandanten. Gesetzgeber
sind Hüter öffentlicher Institutionen.

Dazu gehören Haushaltsverantwortung, langfristige Planung und die
Wahrung demokratischer Normen.

Kurzfristiger politischer Gewinn führt oft zu langfristigem
institutionellem Schaden.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber müssen als Hüter
öffentlicher Ressourcen und Institutionen handeln und das langfristige
gesellschaftliche Wohlergehen über unmittelbaren politischen Vorteil
stellen.

---

12. Pflicht zur kontinuierlichen ethischen Sensibilisierung

Juristen sind verpflichtet, sich kontinuierlich weiterzubilden und über
ethische Standards zu reflektieren.

Gesetzgeber erhalten nach ihrem Amtsantritt selten eine strukturierte
Ethikschulung.

**Vorgeschlagener Standard:** Gesetzgeber sollten regelmäßig an
Ethikschulungen teilnehmen und ihr Bekenntnis zu diesen Grundsätzen
während ihrer gesamten Amtszeit bekräftigen.

---

Die Kluft zwischen Recht und Gesetzgebung schließen

Die Ironie ist kaum zu übersehen: Diejenigen, die vor Gericht Fälle
verhandeln, unterliegen strengeren ethischen Standards als diejenigen,
die die Gesetze verfassen, die diese Gerichte auslegen.



Diese Kluft ist nicht nur akademischer Natur. Sie hat reale Konsequenzen
– Erosion des öffentlichen Vertrauens, Polarisierung, Korruption und
letztlich den Niedergang der Demokratie.

Viele der oben skizzierten Grundsätze existieren bereits in
fragmentierter Form in verschiedenen Rechtsordnungen: Gesetze zu
Interessenkonflikten, Offenlegungspflichten, parlamentarische Regeln
und Amtseide.

Ihnen fehlt es jedoch an Kohärenz, Konsistenz und vor allem an
Durchsetzbarkeit.

Ein universeller Kodex würde Fehlverhalten nicht beseitigen. Aber er
würde einen klaren Maßstab setzen – einen, der über politische Systeme
und kulturelle Unterschiede hinausgeht und in denselben Grundwerten
verwurzelt ist, die den Anwaltsberuf leiten. Er ist in westlichen
Demokratien ebenso notwendig wie in Russland, den Vereinigten
Staaten und der Ukraine.

Wenn von Anwälten erwartet wird, der Gerechtigkeit zu dienen, muss
von Gesetzgebern erwartet werden, dass sie diese *verkörpern*.

Der Maßstab sollte einfach sein: Diejenigen, die das Recht schaffen,
sollten mindestens ebenso ethisch handeln wie diejenigen, die es
anwenden.

Alles andere ist ein Risiko, das sich keine demokratische Gesellschaft
leisten kann.
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